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für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Sitzung des Innenausschusses am 15.05.2025 
Antrag der Fraktion der FDP vom 06.02.2025 
,,Vorbereitung auf den Blackout- Wie ist der Stand in Nordrhein­
Westfalen?" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum Tagesordnungspunkt „Vorberei­

tung auf den Blackout - Wie ist der Stand in Nordrhein-Westfalen?". 

Mit freundlichen Grüßen 

l~~ 
Herbert Reul MdL 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 15.05.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Vorbereitung auf den Blackout - Wie ist der Stand in Nordrhein­

Westfalen?" 

Antrag der Fraktion der FDP vom 06.02.2025 

Das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen hat gemein­
sam mit den Kommunalen Spitzenverbänden und den Hilfsorganisatio­
nen zwei Handlungshilfen entwickelt. Die Handlungshilfe „Krisenmanage­
ment ohne Strom" wurde 2021 , die weitere Handlungshilfe „Krisenma­
nagement ohne Strom und/ oder Gas (Versorgungsausfall)" wurde 2022 
den Kreisen und Kommunen zur Verfügung gestellt. Diese Handlungshil­
fen dienen als Grundlage für entsprechende Planungen, um durch ziel­
gerichtete Vorbereitungen die Resilienz zu stärken . 

) Für die Resilienz Kritischer Infrastrukturen sind entsprechend den gesetz­
lichen Bestimmungen die Betreiberinnen und Betreiber solcher Anlagen 
und Betriebe zuständig (,, Betreiberverantwortung"). 
Darüber hinaus ergeben sich die Zuständigkeiten nach dem Ressortprin­
zip. 
Die im Ministerium des Innern 2023 etablierte Koordinierungsstelle Kriti­
sche Infrastruktur dient als Informationsplattform und Informationsdreh­
scheibe für allgemeine KRITIS-Themen in Nordrhein-Westfalen. 

Im Falle eines flächendeckenden Stromausfalls werden Informationen 
und Handlungshinweise für die Bevölkerung über das Modulare Warnsys­
tem des Bundes (MoWaS) sowie die kommunalen Warnmittel erfolgen. 
Die Verfügbarkeit des Warnsystems ist bei einem flächendeckenden und 
langanhaltenden Stromausfall eingeschränkt. Systeme zur Notstromver­
sorgung sichern zum Teil den weiteren Betrieb z.B. die Ausstrahlung von 
Warnmeldungen über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Darüber hin-
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aus obliegt es den kommunalen Aufgabenträgern , auch bei einem Strom­
ausfall , die Warnung der Bevölkerung sicherzustellen . Vorhandene Not­
stromversorgungen von Warnsirenen, die Vorhaltung von Warnfahrzeu­
gen mit Lautsprecheranlagen sind Beispiele für Vorsorgemaßnahmen der 
Kommunen für den Falle eines Stromausfalls. 
Zum Empfang der Warnmeldungen müssen jedoch auch die Bürgerinnen 
und Bürger Vorsorge treffen und beispielsweise entsprechende Emp­
fangsgeräte (z. B. batterie- oder solarbetrieben) vorhalten . 
Durch weitere Maßnahmen zur Krisenkommunikation können durch die 
Gemeinden im Ereignisfall Notfall-Anlaufstellen für die Bevölkerung ein­
gerichtet werden , in denen Notrufmeldungen abgesetzt oder auch Infor­
mationen eingeholt werden können. 

Mit Schreiben vom 07.05.2025 hat das Ministerium für Wirtschaft, Indust­
rie , Klimaschutz und Energie zu den Unterfragen des Berichtswunsches 
folgenden Beitrag übermittelt: 

„ 1. Wie viele Vorfälle gab es in den letzten fünf Jahren, bei denen 
die Stromversorgung in Teilen des Landes gefährdet oder un­
terbrochen war? 

Der SAIDIEnwc (System Average Interruption Duration Index) 
gibt die durchschnittliche Versorgungsunterbrechung je ange­
schlossenem Letztverbraucher innerhalb eines Kalenderjahres 
an. In seine Berechnung fließen nur ungeplante Unterbrechun­
gen mit einer Dauer von mehr als drei Minuten ein, die zurück­
zuführen sind auf atmosphärische Einwirkungen, Einwirkungen 
Dritter, Zuständigkeit des Netzbetreibers und Rückwirkungsstö­
rungen. Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick zu den 
letzten fünf Jahren. Die Bundesnetzagentur hat den SA! D I Enwc 
für 2024 noch nicht veröffentlicht. 

Jahr SAJDIEnWG SAJDIEnWG Deutsch-
NRW [Mi- land [Minutenla] 
nutenla] 

2023 11,82 12,8 
2022 11,73 12,2 
2021 13,89 12,7 
2020 9,89 10,73 
2019 9,95 12,20 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Im internationalen Vergleich belegt die Zuverlässigkeit der 
Stromversorgung in Deutschland einen der Spitzenplätze. So 
lag die Strom-Unterbrechungsdauer laut FNN in den letzten 
Jahren in Österreich beispielsweise bei 23 Minuten, in Japan 
bei 27 Minuten und in den USA sogar bei 125, 7 Minuten. 

Gleichwohl gab es Gefährdungen für und Unterbrechungen der 
Stromversorgung in den letzten fünf Jahren. Durch das Juli­
Hochwasser 2021 ist es in Teilen des Landes NRW zu Strom­
ausfällen gekommen, die mitunter deutlich länger angedauert 
haben. Deshalb ist der SAIDIEnwc in diesem Jahr auch höher 
ausgefallen. 

Am 8. Januar 2021 führte die automatische Abschaltung (,,Aus­
lösung'') eines 400-Kilovolt-Sammelschienenkupplers in der 
kroatischen Umspannanlage Ernestinovo zu einer Systemtren­
nung des südöstlichen Übertragungsnetzteils von Europa. Dies 
führte zu einem Frequenzabfall im nordwestlichen Netzteil, wel­
cher auch die Stromversorgung in Deutschland und NRW ge­
fährdete. Mit Unterstützung aus dem skandinavischen (Nordic) 
sowie dem britischen Synchrongebiet konnten Auswirkungen 
für Verbraucherinnen und Verbraucher sowie Unternehmen in 
NRW und Deutschland verhindert werden. 

Die massiven Stromausfälle am 28. April 2025 in Spanien und 
Portugal sorgten für einen Frequenzabfall von 0, 16 Hertz im 
deutschen Stromnetz. Somit wurde das zulässige Band für Fre­
quenzabweichungen eingehalten und eine Gefährdung für Ver­
braucherinnen und Verbraucher sowie Unternehmen in NRW 
und Deutschland bestand nicht. 

2. Welche Notfallpläne, Abläufe und Übungen existieren, die 
einen großflächigen Stromausfall zum Gegenstand haben? 
Aufgrund der großen Abhängigkeit unserer modernen Gesell­
schaft von der Stromversorgung würde ein großflächiger 
Stromausfall - insbesondere im KRITIS-Bereich - zu massiven 
Versorgungsstörungen sowie zu wirtschaftlichen Schäden und 
Gefährdungen der öffentlichen Sicherheit führen . In diesem Zu­
sammenhang wurde bereits im Jahr 2018 durch das nordrhein­
westfälische Ministerium des Innern gemeinsam mit dem Wirt­
schaftsministerium der Runde Tisch Stromausfall ins Leben ge­
rufen. Im Rahmen des Runden Tischs wurde 
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• KRITIS im Bereich der NRW-Ministerien identifiziert, de­
ren Funktionsfähigkeit besonders lange garantiert wer­
den muss, sowie 

• die Umsetzung von Maßnahmen zur Erhöhung der KRI­
T/S-Resilienz bei einem Blackout geprüft, 

• der Geschäftsprozess „Lang anhaltender und großflä­
chiger Stromausfall" für den Krisenstab der Landesre­
gierung in Grundzügen erarbeitet und 

• die Handlungsoptionen für die Treibstofflogistik im Kri-
senfall beschrieben. 

Das MIWKE nimmt außerdem an der AG Krisenvorsorge Strom 
des BMWK teil. Dort werden u. a. auch auf Initiative des Landes 
NRW Monitorings der Stromversorgung festgelegt. Bei einer 
angespannten Stromversorgung (siehe z. B. Winter 2022/2023 
oder 2023/2024) wird das Winter-Monitoring Strom durch das 
BMWK aktiviert. Mit Blick auf die „Hellbrise" ist momentan das 
Sommer-Monitoring Strom aktiv. 

LÜKEX steht für Länder- und Ressortübergreifende Krisenma­
nagementübung (Exercise). Es handelt sich dabei um eine in­
tervallmäßig in Deutschland stattfindende Krisenübung für den 
Bevölkerungsschutz. Ziel der LÜKEX ist es, das gemeinsame 
Krisenmanagement von Bund und Ländern unter Einbeziehung 
der Hilfsorganisationen und KRITIS-Unternehmen, auf strategi­
scher Ebene zu verbessern. Zu diesem Zweck wird eine fiktive 
Krisenlage entworfen, die als Ausgangspunkt und Rahmen der 
Übung dient. 

So behandelte die erste LÜKEX im Jahr 2004 das Thema „ Win­
terliche Extremwetterlage mit großflächigem Stromausfall", wo­
bei die gewonnenen Erkenntnisse 2005 beim Stromausfall im 
Münsterland angewendet werden konnten. Die LÜKEX26 wird 
das Thema „Dürre und Hitzewelle - Notlage durch extreme Hit­
zewelle nach langjähriger Trockenperiode in Deutschland und 
Europa " behandeln und dabei auch das Themenfeld Energie 
beinhalten. Die Landesregierung NRW nimmt an der LÜKEX26 
teil. 

Darüber hinaus betreiben die Netzbetreiber durch die Umset­
zung gesetzlicher Vorgaben, die Durchführung von Übungen 
und die Aktualisierung sowie Fortschreibung ihrer Notfallpläne 
permanent Krisenprävention. 
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Der Minister 

3. Welche Maßnahmen wurden in den letzten fünf Jahren er- Seite 6 von 9 

griffen, um die Resilienz des Stromnetzes in Nordrhein-
Westfalen zu erhöhen? 
Beim Stromnetz handelt es sich um ein europäisches Verbund­
netz, in dem das deutsche Stromnetz ein Bestandteil ist. In den 
letzten fünf Jahren ist durch den Netzausbau in Deutschland 
und Europa ein erheblicher Beitrag zur Resi/ienz des Stromnet­
zes in NRW geleistet worden. Als eine besonders wirkungsvolle 
der unterschiedlichen Maßnahmen sei hier auf die TYNDP (10-
year network development plan) der ENTSO-E und den Netz­
entwicklungsplan Strom der Bundesrepublik Deutschland ver­
wiesen. In den letzten fünf Jahren wurden einige Maßnahmen 
daraus in NRW umgesetzt. Dazu zählen insbesondere: 

• Die Realisierung des 1. lnterkonnektors nach Belgien 
(AleGrO), weil diese zur besseren europäischen Einbet­
tung unserer Versorgung und damit zur Resi/ienz bei­
trägt. 

• Die mittlerweile für alle Abschnitte und beide Konverter 
vorliegenden Genehmigungen für das Vorhaben A-Nord 
(Emden-Osterath), welche sowohl zusätzliche EE­
Strommengen, als auch über die Konverter bessere 
Steuerbarkeit bringen werden. 

• Die Genehmigung und bauliche Realisierung zahlreicher 
Netzverstärkungsmaßnahmen, welche das vorhandene 
Wechselstromnetz leistungsfähiger gestalten. 

• Zahlreiche Punktmaßnahmen im Netz, insbesondere 
Phasenschieber, wie den am 06.05.2025 in Würgassen 
eingeweihten Phasenschieber der Tennet, aber auch die 
vergleichbar in Gronau in Realisierung befindliche An­
lage der Amprion, welche jeweils einen Beitrag zur Sys­
temstabilität leisten. 

Die Netzreserveverordnung (NetzResV) sieht vor, dass die 
Übertragungsnetzbetreiber jährlich eine sogenannte System­
analyse durchführen, um die zukünftig erforderliche Kraftwerks­
reservekapazität für netzstabilisierende Redispatch-Maßnah­
men festzustellen. Die Bundesnetzagentur überprüft diese Sys­
temanalyse und veröffentlicht in einer jährlichen Feststellung 
den Bedarf an Erzeugungskapazität für die Netzreserve. Dies 
erfolgte auch in den letzten fünf Jahren, sodass hierdurch - in 
Ergänzung zur Laufzeitverlängerung der Atomkraftwerke - trotz 
drohender Gasmangellage das Stromnetz in Deutschland und 
NRW sicher und frequenzstabil betrieben werden konnte. 
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Momentan sind in NRW die Kraftwerksblöcke Scholven B und 
C (Uniper Kraftwerke GmbH) sowie Bergkamen A und Herne 4 
(STEAG Power GmbH) als systemrelevant eingestuft. Das be­
deutet, dass diese aufgrund ihrer Systemrelevanz für den si­
cheren Betrieb des Übertragungsnetzes weiterbetrieben wer­
den müssen, obwohl diese Kraftwerksblöcke nach dem Willen 
ihres Betreibers stillgelegt werden sollen oder dieser zur Stillle­
gung aufgrund des Kohleverfeuerungsverbots nach dem Ge­
setz zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstro­
mung (KVBG) verpflichtet sind. 

Stromnetze gehören zu den kritischen Infrastrukturen. Schnel­
les Reagieren bei Stromausfällen oder Krisensituationen ist es­
senziell. Besonders wirkungsvoll ist ein gemeinsames, abge­
stimmtes Handeln. Dabei unterstützt der VDE Verband der 
Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e. V. mit dem Fo­
rum Netztechnik/Netzbetrieb die Netzbetreiber mit einem um­
fassenden Regelwerk. In den entsprechenden Arbeitskreisen 
wirken auch Beschäftigte des MWIKE NRW mit. 

Welche Vorkehrungen wurden getroffen, um im Falle eines 
Stromausfalls Kritische Infrastrukturen für welchen Zeit­
raum weiterbetreiben zu können? 
Als wichtigste Rücktal/ebene unseres Elektrizitätsversorgungs­
systems und damit auch des gesamten Energieversorgungs­
systems dient der Einsatz von Treibstoffen zum Betrieb von 
Netzersatzanlagen. Diese werden als zentrale Vorsorgemaß­
nahme vorgehalten, um die Grundversorgung der Bevölkerung 
mit lebensnotwendigen Gütern und Dienstleistungen im Falle 
eines Stromausfalls über einen längeren Zeitraum aufrechtzu­
erhalten. 

Grundsätzlich empfiehlt das Bundesamt für Bevölkerungs­
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) dabei Betreibern von KRI­
TIS, die eigene Treibstoffvorhaltung für einen Zeitraum von 72 
Stunden auszulegen. Die Gesamtdauer, während der Kritische 
Infrastrukturen im Falle eines Stromausfalls weiterbetrieben 
werden können, hängt maßgeblich von der Kapazität der Not­
stromversorgung ab, für welche die Betreiber von KRITIS 
grundsätzlich allein verantwortlich sind. So können einige Ein­
richtungen auch für längere Zeiträume, etwa mehrere Tage o­
der Wochen, mit Notstrom betrieben werden. Verbindliche 
rechtliche Verpflichtungen zur Fähigkeit der Notstromversor­
gung bestehen derweil in den wenigsten Bereichen. Somit ist 
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ein besonders hoher Grad von Eigenversorgung insbesondere 
für bedarfstragende Einrichtungen notwendig, um eine effektive 
Notfallplanung sicherzustellen. 

Mit Blick auf die Vorsorge für den Fall von großflächigen und 
langandauernden Stromausfällen (Blackout) besteht die zent­
rale Aufgabe darin, eine reibungslose Auslagerung und Vertei­
lung von erforderlichen Treibstoffmengen auf der ,,letzten 
Meile ", also von den Tanklagern bis zum Endverbraucher zu 
schaffen. Die Landesregierung steht zur stetigen Verbesserung 
der Vorsorgebedingungen mit den maßgeblichen Ressorts auf 
Bundes- und Landesebene im regelmäßigen Kontakt. 

Krankenhäuser sind gem. § 10 Abs. 2 KHGG verpflichtet, 
Alarm- und Einsatzpläne vorzuhalten und regelmäßig zu be­
üben. Die Handlungsempfehlungen im Handbuch Kranken­
hausalarm und -einsatzplanung des Bundesamtes für Bevölke­
rungsschutz und Katastrophenhilfe aus 2020 geben dabei fach­
liche Orientierung. Die Kontrolle, dass diese Verpflichtung auch 
erfüllt wird, erfolgt durch die örtlichen Bezirksregierungen. 

An einer Umfrage des MAGS im November 2022 unter den 
Krankenhäusern in Nordrhein-Westfalen haben 247 Einrichtun­
gen, sowohl Plankrankenhäuser als auch Privat- und Rehabili­
tationskliniken, teilgenommen. 96 % der Teilnehmer hatten 
eine Notstromversorgung nach DIN VDE 0100-710:2012-10. In 
77 % der Einrichtungen reichte die Kraftstoffbevorratung für 
mehrere Tage ohne Nachbefüllung aus. Um die Versorgung 
der Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen mit Notstromaggre­
gaten weiter zu verbessern, wurde Anfang des Jahres 2023 die 
Förderrichtlinie „Richtlinie über die Gewährung von Billigkeits­
leistungen zur Unterstützung der zugelassenen Krankenhäuser 
in Nordrhein-Westfalen in der Krisensituation in Folge des rus­
sischen Angriffskriegs gegen die Ukraine bei der Sicherstellung 
der stationären Versorgung durch die Ausstattung mit einer 
Notstromversorgung für einen Zeitraum von 72 Stunden" erlas­
sen. Von den bereitgestellten 100 Mio. Euro wurden mehr als 
78 Mio. Euro von den Krankenhäusern abgerufen. Die Mittel 
wurden insbesondere für die Beschaffung von Notstromaggre­
gaten, die Erweiterung von Kraftstofftanks und der Anschluss 
weiterer Anlagen (zum Beispiel MRT) verwendet. Die zweck­
entsprechende Mittelverwendung war durch ein Wirtschaftsprü­
fertestat nachzuweisen. 
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Wie wird der Schutz der Bevölkerung vor Auswirkungen 
von Sabotageakten auf KRITIS (etwa auf die Wasser-, 
Stromversorgung, Verkehrs-, Logistik- und Kommunikati­
onsinfrastruktur) sichergestellt? Welche Strukturen und 
Abläufe bestehen für den Fall eines koordinierten Angriffs 
auf mehrere KRITIS-Strukturen? 
Im Hinblick auf die Elektrizitätsversorgung zielen präventive 
Maßnahmen darauf ab, Sabotageakte im Vorhinein zu verhin­
dern. Hierzu leisten gesetzliche Rahmenbedingungen wie 
bspw. Das Gesetz über das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI-Gesetz) und die KRITIS-Verordnung 
einen wichtigen Beitrag. Mit der baldigen Umsetzung der Criti­
cal Entities Resilience (CER)-Richtlinie sowie der Richtlinie 
(EU) 2022/2555 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Dezember 2022 über Maßnahmen für ein hohes ge­
meinsames Cybersicherheitsniveau in der Union (NIS-2-Richt­
linie) in nationales Recht wird ferner eine Sektor-übergreifende 
Erhöhung des bestehenden Schutzstandards angestrebt. 

Als Krisenmanagementmaßnahmen tragen zudem detaillierle 
Notfallpläne seitens der Netzbetreiber sowie regelmäßige 
Blackout-Übungen dafür Sorge, dass das Schadenspotential 
von Sabotageakten für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
minimierl wird. " 

Die zweite Teilfrage zielt auf den Katastrophenschutz (BBK, 
GMLZ etc.) ab und fällt somit nicht in die Zuständigkeit des 
MWIKE. 
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